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zu einer Lohnabtretung zu bewegen. Dazu senden wir als 
Anleitung für die Betriebe ein Muster einer Lohnabtretung 
mit. Zugleich wird darum gebeten, innerhalb einer Frist 
von 10 Tagen das Ergebnis der Aussprache dem Kreisge­
richt mitzuteilen.

Unsere bisherigen Erfahrungen beweisen, daß diese 
neue Arbeitsmethode sowohl bei den verantwortlichen Lei­
tern der Betriebe, Genossenschaften und Einrichtungen als 
auch bei den Schuldnern große Zustimmung findet. Nur 
in wenigen Fällen haben sich Schuldner nicht zu einer frei­
willigen Lohnabtretung bereit gefunden. In der weitaus 
überwiegenden Anzahl der Fälle wurden aber Lohnabtre­
tungserklärungen abgegeben, was zum einen auf eine gute 
Überzeugungsarbeit in den Betrieben schließen läßt und 
zum anderen beweist, daß das Rechtsbewußtsein der Bür- 
der allgemein gewachsen ist und die meisten Werktätigen 
eine freiwillige Erfüllung ihrer Verpflichtungen einer Voll­
streckung, also einer Zwangsmaßnahme, vorziehen. Auch 
wir sehen bei dieser Arbeitsweise in erster Linie die Frei­
willigkeit der Erfüllung der Verpflichtung und erst in zwei­
ter Linie die Einsparung von Verwaltungsarbeit.

Den Gläubigern erwachsen durch diese Verfahrensweise 
keinerlei Nachteile. Die Rangfolge der Erfüllung einer Ver­
pflichtung bleibt auch bei einer Lohnabtretung bestehen. 
Beim Wechsel der Arbeitsstelle des Schuldners bleibt die 
Lohnabtretung auch in der neuen Arbeitsstelle wirksam,

denn die Erklärungen sind unwiderruflich. Notwendig ist 
allerdings, daß die Buchhaltung des neuen Betriebes schnell 
informiert wird.

Die bisherigen Erfahrungen des Kreisgerichts Ebers­
walde mit dieser Arbeitsweise besagen, daß eine zügige 
Vollstreckung nicht gefährdet ist. Die Betriebe, Genossen­
schaften und Einrichtungen halten bis auf wenige Ausnah­
men die von uns gesetzten Fristen ein.

Ähnlich verfahren wir bei Anträgen von Schuldnern 
auf vorläufige Einstellung von Vollstreckungsmaßnahmen, 
besonders wenn diese Maßnahmen bereits längere Zeit 
wirksam waren. In diesen Fällen schreiben wir ebenfalls 
nach Zustimmung der Gläubiger an die Betriebe und wei­
sen darauf hin, daß anstelle der bisherigen Vollstreckungs­
maßnahmen eine freiwillige Lohnabtretung vereinbart 
werden sollte.

Die vereinfachte Registrierung, Kontrolle und Über­
wachung sowie der Schriftverkehr zu diesen Vorgängen er­
folgt beim Kreisgericht in der Weise, daß die Vorgänge 
alle unter einer R-Nummer des betreffenden Jahres laufen 
und in einem einzigen Ordner untergebracht sind. Dieser 
Ordner befindet sich ständig beim Vollstreckungssekretär. 
Eine Eintragung in das V-Register wird erst dann vorge­
nommen, wenn wider Erwarten vollstreckt werden muß. 
ALFRED HEISIG,
Leitender Sekretär am Kreisgericht Eberswalde

Rechtsprechung
Arbeitsrecht §

§ 35 ZPO.
Die Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei unter den 
Voraussetzungen des § 35 ZPO ist auch noch im Rechtsmit­
telverfahren möglich. Soweit eine solche Einbeziehung er­
folgt, wird es zur Wahrung der Rechte der Prozeßparteien 
im allgemeinen geboten sein, die Sache an das erstinstanz­
liche Gericht zurückzuverweisen.
OG, Urteil vom 1. Juli 1977 - OAK 11/77.
Der beim Verklagten beschäftigte Kläger führte einen 
Neuererrechtsstreit, in dem er Neuerervergütung für einen 
beim Verklagten eingereichten Neuerervorschlag begehrte.

Konfliktkommission und Kreisgericht haben das Ver­
langen des Klägers abgewiesen, weil nicht der Verklagte 
der Benutzer der Neuerung sei, sondern als solcher allen­
falls der VEB K. in Frage käme.

Der Kläger -hat Berufung eingelegt und u. a. beantragt, 
den VEB K. als weitere Prozeßpartei in das Rechtsmittel­
verfahren einzubeziehen. Das Bezirksgericht hat dies jedoch 
nicht für möglich erachtet und deshalb die Berufung als 
offensichtlich unbegründet abgewiesen.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Beschlusses des Bezirksgerichts beantragt, mit der feh­
lerhafte Anwendung des Rechts gerügt wird. Der Antrag 
hatte Erfolg.
Aus den Gründen:
Die Rechtsauffassung des Bezirksgerichts, die Einbeziehung 
einer weiteren Prozeßpartei nach § 35 ZPO sei im Rechts­
mittelverfahren nicht mehr möglich, ist nicht zutreffend. 
Das ergibt sich zum einen schon daraus, daß für das Be­
rufungsverfahren die für das Verfahren vor dem Kreis­
gericht geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden 
sind, soweit dem nicht spezielle Vorschriften des Rechts­
mittelverfahrens entgegenstehen (§ 147 Abs. 3 ZPO). Die 
Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei wird jedoch 
nicht durch besondere Rechtsvorschriften für das zweit­
instanzliche Verfahren ausgeschlossen. Zum anderen folgt 
die Möglichkeit, eine weitere Prozeßpartei in das Rechts­
mittelverfahren einzubeziehen, vor allem aus dem Prinzip, 
daß die Durchführung eines gerichtlichen Verfahrens der

Lösung des gesamten Konflikts dienen muß und nicht nur 
auf ' eine formale Beendigung des Prozesses ausgerichtet 
sein darf.

Annehmbar hat sich das Bezirksgericht in seiner Auf­
fassung davon leiten lassen, daß bei einer erst im Rechts- 
mittelverfahrei) erfolgenden Einbeziehung einer weiteren 
Prozeßpartei für diese der Verlust eines Instanzverfah­
rens verbunden und deshalb eine solche unzulässig sei. 
Diesen Bedenken kann jedoch dadurch begegnet werden, 
daß in derartigen Fällen zur Wahrung der Rechte der Pro­
zeßparteien im allgemeinen im Rechtsmittelverfahren eine 
Zurückverweisung an das erstinstanzliche Gericht zu er­
folgen haben wird. Eine solche Behandlung des Streitfalls 
ist jedenfalls sowohl unter prozeßökonomischen Gesichts­
punkten als auch unter dem Aspekt der Wahrung der In­
teressen der Prozeßparteien günstiger, als wenn z. B. der 
Kläger — wie auch im vorliegenden Fall — nach Klageab­
weisung wegen fehlender Passivlegitimation des Verklag­
ten eine neue Klage anstrengen müßte.
§§ 77, 46 ZPO.
1. Unter „im Rahmen des vor der Konfliktkommission be­
handelten Streitfalls“ i. S. des § 77 Abs. 1 ZPO sind nur 
der Sachverhalt, nicht aber die daraus abgeleiteten Rechts­
folgen zu verstehen. Deshalb kann im Einspruchsverfah­
ren gegen einen Beschluß der Konfliktkommission bei glei­
chem Sachverhalt auch über weitergehende als bei der 
Konfliktkommission gestellte Anträge verhandelt und ent­
schieden werden.
2. Aus den in § 46 Abs. 1 ZPO enthaltenen Anforderungen 
folgt, daß das Gericht eine von den Prozeßparteien er­
klärte Einigung nicht passiv durch Aufnahme in das Proto­
koll entgegennehmen darf, sondern darauf zu achten hat, 
daß dabei die gesetzlich geschützten Rechte und Interessen 
der Prozeßparteien gewahrt werden.
3. Aus dem Inhalt des Protokolls muß hervorgehen, welche 
Umstände für die gerichtliche Einigung maßgeblich waren. 
OG, Urteil vom 22. Juli 1977 - OAK 17/77.

Die Klägerin war bei der Verklagten als Büfettier tätig. 
Ihr wurde zum 23. Januar 1976 wegen Nichteignung ge­
kündigt (§31 Abs. 2 Buchst, b GBA). Den hiergegen ein-


